
Personenfreizügigkeitsabkommen mit der EU (Bilaterale I),  
Abstimmung 25. September 2005 
 
 
 

„Die Freizügigkeit, der freie Zugang zu den 
Gütern dieser Erde, um den eigenen 

Lebensunterhalt und jenen der Familie 
bestreiten zu können, geht jeder juristischen 

oder politischen Einschränkung vor. Die heutige 
Globalisierung erleichtert den Verkehr von 
Gütern und Kapitalien und muss langfristig 

auch die Personenfreizügigkeit erleichtern.“1 
 
 

Vorwort 
 
Am 25. September 2005 werden die Schweizer Stimmbürger über die Ausdehnung des 
Freizügigkeitsabkommens (FZA) auf die zehn neuen Mitgliedsstaaten der Europäischen 
Union (EU) sowie über die Einführung flankierender Massnahmen, die negative 
Auswirkungen auf den schweizerischen Arbeitsmarkt vermeiden helfen sollen, 
abstimmen. 
 
Die Schweizerische Nationalkommission Justitia et Pax ist überzeugt von den 
überwiegenden Vorteilen des freien Personenverkehrs und der Möglichkeit, den 
Arbeitsplatz innerhalb Europas frei zu wählen. Die vorgesehenen flankierenden 
Massnahmen bieten unserer Meinung nach einen hinreichenden Schutz gegen ein 
Unterlaufen der hier gültigen und bewährten Arbeitsbedingungen. 
 
Aus diesem Grund unterstützen wir grundsätzlich die Ausdehnung der 
Personenfreizügigkeit auf die zehn neuen EU-Mitgliedsstaaten und begrüssen die 
vorgesehenen flankierenden Massnahmen zum zeitlich befristeten Schutz der 
Arbeitsmarktbedingungen in der Schweiz. 
 
 
1. Ausgangslage 
 
Seit dem 1. Mai 2004 gehören der Europäischen Union zehn neue Mitgliedsstaaten an: 
Estland, Lettland, Litauen, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn, Malta und 
Zypern (griechischer Teil). Diese Erweiterung ist die grösste in der Geschichte der EU. 
Damit umfasst die EU insgesamt 25 europäische Staaten mit einer Bevölkerung von 
450 Mio. Menschen. 
 
Die Geschichte der EU ist auch eine Geschichte eines wachsenden gegenseitigen 
Verständnisses, eine Geschichte von wachsendem Austausch und vertiefter 
Kooperation und damit ein wichtiger Beitrag zur Förderung von Frieden, Stabilität und 
Wohlstand in Europa. Davon hat bisher auch die Schweiz profitiert. 
 
                                                                 
1  Wort der Kirchen. Miteinander in die Zukunft, hrsg. v. Schweizer Bischofskonferenz (SBK) und 
Schweizerischer Evangelischer Kirchenbund (SEK), Bern 2001, § 85. 
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1.1 Die Bilateralen I und das Zusatzprotokoll 
 
Infolge dieser EU-Erweiterung werden die bilateralen Abkommen (Bilaterale I) aus dem 
Jahre 1999 zwischen der Schweiz und der EU2 auf die neuen Mitgliedsstaaten 
ausgedehnt. Sechs der insgesamt sieben Abkommen der Bilateralen I wurden 
automatisch angepasst.3 Beim Abkommen über die Personenfreizügigkeit (gemischte 
Zuständigkeit) hat die Schweiz mit der EU verhandelt und in Form eines 
Zusatzprotokolls Zuwanderungsbeschränkungen ausgehandelt, welche eine 
schrittweise, kontrollierte Einführung des freien Personenverkehrs gegenüber den 
neuen EU-Staaten mit Übergangsfristen bis 30. April 2011 ermöglichen (Ausnahme 
Zypern und Malta). Durch diese Übergangsregelungen soll die Zuwanderung aus vor 
allem Mittelosteuropa gesteuert und begrenzt werden, wie das bereits im heute 
geltenden Freizügigkeitsabkommen gegenüber den bisherigen 15 EU-Staaten der Fall 
ist. Das nachfolgende Schaubild verdeutlicht die Unterschiede bei den Übergangsfristen 
mit den bisherigen und den zehn neuen EU-Mitgliedsstaaten. 
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Einführung der Personenfreizügigkeit für die bisherigen 15 EU-Mitgliedstaaten 
A   2 Jahre Inländervorrang, vorgängige Kontrolle der Lohn- und Arbeits-
bedingungen (bis 31.05.2004)  
B   5 Jahre Kontingente (bis 31.05.2007) 
C   Besondere Schutzklausel für die Schweiz bei übermässiger Zunahme der 
Einwanderung (bis 2014)  
E   Fakultatives Referendum über die Weiterführung des Freizügigkeits-
abkommens 
 
Einführung der Personenfreizügigkeit für die neuen EU-Mitgliedstaaten 
D   Inländervorrang, vorgängige Kontrolle der Lohn und Arbeitsbedingungen sowie 
Kontingente bis 2011 (voraussichtlich ab Ende 2005) 
C   Besondere Schutzklausel für die Schweiz bei übermässiger Zunahme der 
Einwanderung  (bis 2014)  
E   Fakultatives Referendum über die Weiterführung des Freizügigkeits-
abkommens 

 
 

                                                                 
2  Im Mai 2000 haben die Schweizer Stimmbürger die Bilateralen Verträge I gut geheissen. In der 
Folge ist am 1. Juni 2002 das Abkommen über die Personenfreizügigkeit in Kraft getreten. Seither 
können Arbeitskräfte aus der Schweiz und der EU mit gewissen Einschränkungen erleichtert in einem je 
anderen Land arbeiten und sich niederlassen. 
3  Abkommen über Landverkehr (Transit), Luftverkehr, öffentliches Beschaffungswesen, technische 
Handelshemmnisse, Forschung und Landwirtschaft. 
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1.2 Flankierende Massnahmen 
 
Um der Gefahr von Lohndumping und einer Überflutung des Schweizer Arbeitsmarktes 
mit Arbeitskräften aus Mittelosteuropa vorzubeugen, hat der Bundesrat zusammen mit 
den Sozialpartnern eine Ausweitung der bestehenden flankierenden Massnahmen 
vorgeschlagen. Folgende Massnahmen sind darin vorgesehen: 
 
- Arbeitsmarktinspektoren müssen in ausreichender Zahl vorhanden sein und werden 
mit den Kontrollen der Arbeitsverhältnisse beauftragt. Man rechnet mit dem Einsatz von 
insgesamt bis zu 150 Inspektoren. 
- Die Allgemeinverbindlicherklärung von Gesamtarbeitsverträgen wird weiter 
erleichtert. 
- Für die wirksamere Anwendung des Entsendegesetzes wurden die 
Sanktionsmöglichkeiten gegen fehlbare ausländische Arbeitgeber verschärft. 
Ausländische Arbeitgeber, die sich den Kontrollen widersetzen oder rechtskräftige 
Bussen nicht bezahlen, können künftig für eine befristete Zeit (maximal fünf Jahre) vom 
Schweizer Markt ausgeschlossen werden. 
- Schriftliche Information der ArbeitnehmerInnen über wesentliche  Aspekte des 
Arbeitsverhältnisses. Dadurch soll die Durchführung von Kontrollen erleichtert werden. 
- Die ausländischen Arbeitgeber sind verpflichtet, mindestens acht Tage vor der 
Aufnahme der Arbeit eine schriftliche Meldung an die Behörden zu erstatten, welche 
die für die Durchführung der Kontrollen notwendigen Angaben umfasst, insbesondere 
die Identität der Vertragsparteien, die in der Schweiz ausgeübte Tätigkeit und den 
Arbeitsort. 
- Selbständigerwerbende unterstehen den flankierenden Massnahmen nicht. Sie 
müssen aber neu bei der Arbeitsaufnahme in der Schweiz die Selbständigkeit 
nachweisen (durch Vorweisen einer Buchhaltung bzw. Auszüge des Berufsregisters). 
Damit wird das Problem der „Scheinselbständigkeit“ entschärft. 
- Temporärangestellte werden besser geschützt: Zusätzliche Bestimmungen aus 
allgemeinverbindlich erklärten Gesamtarbeitsverträgen werden auch auf 
Temporärangestellte angewendet. Zudem wurde eine Auskunftspflicht der Verleiher 
gegenüber paritätischen und tripartiten Kommissionen eingeführt. Bei Verstössen 
gegen die minimalen Arbeits- und Lohnbedingungen können ihnen künftig auch 
Konventionalstrafen und die Kontrollkosten auferlegt werden. 
 
 
1.3 Zusammenfassung 
 
Über dieses Zusatzprotokoll betreffend die Ausdehnung des 
Personenfreizügigkeitsabkommens auf die neuen EU-Mitgliedsländer und betreffend die 
Revision der flankierenden Massnahmen wird am 25. September 2005 abgestimmt 
werden. Sollte die Erweiterung des Freizügigkeitsabkommens im Referendum 
angenommen werden, könnte dieses dann Ende 2005/Anfang 2006 in Kraft treten. Bis 
dahin gelten Erwerbstätige aus den zehn neuen EU-Ländern auf dem Schweizer 
Arbeitsmarkt als Nicht-EU-Angehörige. 
 
Der freie Personenverkehr umfasst das Recht, in die Schweiz oder einen Mitgliedstaat 
der Europäischen Union (EU) einzureisen, sich dort aufzuhalten, Zugang zu einer 
Beschäftigung zu suchen, sich als Selbständigerwerbender niederzulassen, und 
gegebenenfalls nach der Ausübung einer Erwerbstätigkeit dort zu verbleiben. Der 
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Zugang zum Arbeitsmarkt bleibt aber während den ersten fünf Jahren nach dem 
Inkrafttreten des Freizügigkeitsabkommens reglementiert. 
 
Im Jahr 2009 wird das eidgenössisches Parlament mit einem Bundesbeschluss, der 
dem fakultativen Referendum untersteht, aufgrund der bis dahin gemachten 
Erfahrungen mit der Personenfreizügigkeit ohnehin neu entscheiden, ob das FZA 
weitergeführt wird.  
 
Weitere Unterlagen zur Ausweitung des Freizügigkeitsabkommen (FZA) auf die neuen 
EU Mitgliedsländer finden Sie unter: http://www.europa.admin.ch/ba/pers/d/index.htm,  
eine Analyse der volkswirtschaftlichen Auswirkungen von Prof. Franz Jaeger, HSG, 
unter: http://www.accords-bilateraux.ch/pdf/these-jaeger.pdf.  
 
 
 
2. Ethische Gründe für eine Ausdehnung der Personenfreizügigkeit 
 
Als ein Land im Herzen Europas, das auch davon profitiert, dass Europa seit mehr als 
50 Jahren in Frieden und Wohlstand lebt, sollte auch die Schweiz ein klares Bekenntnis 
in dieser Frage abgeben. Auf diesem Hintergrund plädiert die Schweizerische 
Nationalkommission Justitia et Pax für  ein klares Ja zur Personenfreizügigkeit. 
Folgende Punkte scheinen uns im Rahmen einer sozialethischen Bewertung zentral: 
 
 
2.1 Personenfreizügigkeit – ein Beitrag zu einer gerechteren und 
solidarischeren Welt 
 
Wenngleich die Forderung nach einer Freizügigkeit im Personenverkehr innerhalb 
Europas einen Grossteil der Weltbevölkerung ausschliesst, so ist es doch ein 
notwendiger Schritt in die richtige Richtung. Die Gefahr dabei ist sicherlich, dass eine 
„Festung Europa“ entsteht, die sich nach aussen abschottet und gegenüber den 
Bedürfnissen und Sorgen der Menschen von ausserhalb verschliesst. Das Ziel einer 
„Festung Europa“ ist mit den Menschenrechten und dem aus der Menschenwürde 
ableitbaren Prinzip der Gleichbehandlung aller Menschen nicht vereinbar. Dies gilt es 
im weiteren politischen Prozess zu berücksichtigen. 
 
„Es gibt ein Grundrecht, sich frei ins Ausland zu begeben, um dort menschenwürdige 
Lebensbedingungen zu suchen. Das Recht auf Auswanderung ist formell verbürgt im 
Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte (Art. 12), aber in der Praxis 
wird es erst teilweise anerkannt.“4  
 
Für Christinnen und Christen ist dieses Recht darin verwurzelt, dass alle Menschen 
nach dem Abbild Gottes geschaffen sind und ihnen allen unterschiedslos die Erde 
anvertraut ist. Streng genommen gibt es deshalb unter Christinnen und Christen keine 
Fremden. Alle Menschen und Völker sind aufgefordert, solidarisch ihren Beitrag zu 
Frieden und Gerechtigkeit in dieser Welt zu leisten. 
 
In unserem Leitbild verpflichten wir uns zu einem Engagement für Menschenrechte und 
soziale Gerechtigkeit weltweit als unabdingbare Voraussetzungen für den Frieden. Der 
Prozess europäischer Integration und Zusammenarbeit kann in diesem Sinne nur ein 
                                                                 
4  Vgl. Wort der Kirchen. Miteinander in die Zukunft, § 86. 
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erster, aber wichtiger Schritt sein. Die Öffnung der Grenzen für Arbeitskräfte und 
Selbstständigerwerbende bietet nicht nur der Schweiz neue wirtschaftliche Vorteile, 
sondern auch den Menschen Mittelosteuropas grössere Möglichkeiten an unserem 
Wohlstand zu partizipieren, was wiederum für die Schweiz neue wirtschaftliche 
Perspektiven eröffnet. Dies wäre ein Beitrag zur Angleichung der Lebensverhältnisse 
und zu mehr sozialer Gerechtigkeit innerhalb Europas. 
 
 
2.2 An der Idee Europa weiterbauen – ein Beitrag zu Frieden und Stabilität 
 
Allein der Blick auf die Geschichte Europas im 20. Jahrhundert zeigt, wie zerbrechlich 
das europäische Gefüge war und vielleicht auch wieder sein könnte, wenn jedes Land 
nur seine eigenen Interessen verfolgt. Am Beginn des europäischen 
Integrationsgedankens standen nicht nur wirtschaftliche Überlegungen, sondern auch 
das Ziel eines friedlichen Zusammenlebens in Wohlstand für alle. 
 
Die Zustimmung zu den Bilateralen Verträgen mit der EU unterstreicht diesen 
Gedanken und ist Ausdruck einer Bereitschaft zu kompromissbereiter Zusammenarbeit. 
In diesem Sinne könnte die Zusammenarbeit europäischer Staaten auf politischer, 
wirtschaftlicher, kultureller und sozialer Ebene einen Modellcharakter auch für andere 
Regionen dieser Erde bekommen. Den wohlhabenderen und weiter entwickelten 
Industriestaaten kommt dabei eine besondere Verantwortung zu.  
 
Ein Ja oder ein Nein bei der Abstimmung über die Ausdehnung der 
Personenfreizügigkeit auf die neuen Mitgliedsstaaten der EU am 25. September 2005 
entscheidet auch über die Fortsetzung des bilateralen Wegs mit der EU. Die EU ist ein 
freiwilliger Zusammenschluss von souveränen Staaten, sie wird es kaum zulassen, 
dass ihr von aussen eine Zwei-Klassen-Behandlung ihrer Mitglieder aufgezwungen 
wird. Aufgrund der sog. „Guillotine-Klausel“ hätte dies die automatische Kündigung aller 
anderen sektoriellen Abkommen von 1999 (Bilaterale I) zur Folge. Die Folgen dieser 
Entwicklung sind zwar noch nicht zur Gänze absehbar, würden aber gravierende 
Folgen für die Schweiz haben: stärkere Isolation innerhalb Europas, unberechenbarer 
Verhandlungspartner für die EU, wirtschaftliche Nachteile bei öffentlichen 
Ausschreibungen und beim Zugang zu den Märkten der erweiterten EU, Nachteile bei 
europäischen Forschungsvorhaben etc. 
 
Unsere Aufgabe für die Zukunft wird es sein, ausgehend von den Menschenrechten, 
internationalen Verträgen und UNO-Konventionen, eine „Festung Europa“ zu 
verhindern. Aus unserem Wohlstand erwächst auch die Verpflichtung, einen Beitrag zu 
leisten, dass sich die soziale und wirtschaftliche  Ungleichheit in der Welt nicht 
vergrössert. In diesem Sinne ist ein Ja zum freien Personenverkehr ein Beitrag zum 
Frieden und zur Stabilität in Europa. 
 
 
2.3 Gerechte und faire Arbeitsbedingungen auch in der Schweiz 
 
Die Öffnung der nationalen Grenzen gegenüber Bürgerinnen und Bürger anderer 
Staaten, deren Lohn- und Wohlstandsniveau zum Teil weit unter dem der Schweiz liegt, 
weckt berechtigte Ängste, dass dadurch in unserem Land Löhne und 
Arbeitsbedingungen unter Druck geraten könnten. Dieser Druck besteht allerdings 
bereits seit geraumer Zeit und hat vielfältige Ursachen: Öffnung der Märkte, 
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zunehmende globale Wettbewerbssituation für Produzenten und Anbieter von Gütern 
und Dienstleistungen sowie die zunehmende Preissensibilität der Konsumentinnen und 
Konsumenten. Allerdings ist zu erwähnen, dass diese Faktoren unter dem Strich auch 
deutliche Vorteile für die Schweizer Wirtschaft mit sich bringen. 
 
Ängste vor einer Masseneinwanderung sind nach bisherigen Erfahrungen mit 
Wanderungsbewegungen in Europa und gemäss EU-Studien unbegründet. Die 
Einführung des freien Personenverkehrs in Europa hat nie zu gewichtigen 
Wanderungsbewegungen zwischen Staaten mit tiefem und solchen mit hohem 
Lohnniveau geführt. Auch mit Blick auf die EU-Osterweiterung ist deshalb nicht mit 
einer übermässigen Zuwanderung zu rechnen. 
 
Um einem möglichen Sozial- und Lohndumping durch mittelosteuropäische 
Arbeitskräfte vorzubeugen, sind parallel zur Personenfreizügigkeit dennoch zeitlich 
befristete flankierende Massnahmen vorgesehen. Diese stellen gegenüber den 
bisherigen Massnahmen für die „alten“ EU-Mitgliedsstaaten eine Verschärfung dar (s. 
obige Abbildung). Selbst von Gewerkschaftsseite werden diese Massnahmen formal für 
ausreichend erachtet. 
 
Grundsätzlich sind diese Massnahmen zu befürworten. Sie bieten die nötige Garantie, 
dass die bestehenden sozialen und arbeitsrechtlichen Bedingungen auf dem 
Arbeitsmarkt eingehalten und nicht einseitig zu Lasten der schweizerischen 
Arbeitnehmenden unterlaufen werden. Voraussetzung dafür ist, dass diese 
Massnahmen auch strikt eingehalten und angewendet werden. Die Umsetzung dieser 
Massnahmen wird zeigen, wie stark der Wille zum Schutz des Schweizer 
Arbeitsmarktes wirklich ist. 
 
Die Erfahrungen der Vergangenheit haben aber gezeigt, dass eine konsequente 
Umsetzung noch nicht erreicht ist. Weitere Anstrengungen sind nötig. Vor allem in 
Bereichen, in denen kein Gesamtarbeitsvertrag existiert, die von einer hohen 
Fluktuation und von tendenziell schlechten Arbeitsbedingungen geprägt sind (Hotel- 
und Gaststättengewerbe, Baubranche, Landwirtschaft und andere 
Dienstleistungsbereiche), ist besondere Beachtung zu schenken. Eine effektive 
Kontrolle des Arbeitsmarktes erfordert entsprechende finanzielle und personelle 
Ausstattungen. 
 
 
3. Schlussfolgerung 
 
Nach Prüfung der vorliegenden politischen, wirtschaftlichen und sozialen Argumente 
befürwortet die Schweizerische Nationalkommission Justitia et Pax ein klares Ja bei der 
Abstimmung vom 25. September 2005 über den Bundsbeschluss vom 17. Dezember 
2004 betreffend die Ausdehnung des Personenfreizügigkeitsabkommens auf die neuen 
EU-Mitgliedsländer. Wir begrüssen die Revision der flankierenden Massnahmen zum 
Schutz gerechter, angemessener und zuträglicher Arbeitsverhältnisse und ermuntern 
die zuständigen Schweizer Behörden, konsequent auf die Einhaltung dieser Vorgaben 
zu achten und von den vorgesehen Massnahmen Gebrauch zu machen. 
 


